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Bernie Sanders
mit John Nichols

Es ist okay, wütend auf  
den Kapitalismus zu sein

A U S  D E M  A M E R I K A N I S C H E N  V O N  

R I C H A R D  B A R T H ,  E N R I C O  H E I N E M A N N  

U N D  M I C H A E L  S C H I C K E N B E R G

T R O P E N  S A C H B U C H

Bernard »Bernie« Sanders, geboren 1941 in New York City, ist US-amerika-

nischer Politiker und vertritt seit 2007 den Bundesstaat Vermont im 

Senat. Er bewarb sich zweimal um das höchste politische Amt der USA. 

Vor seiner politischen Laufbahn arbeitete er u. a. als Dokumentarfilmer, 

Zimmermann und in verschiedenen sozialen Einrichtungen.

John Nichols, Journalist und National Affairs Correspondent bei The 

 Nation, hat an diesem Buch mitgewirkt.

Wie können wir ein Wirtschaftssystem akzeptieren, das die Reichen im-

mer reicher und die Armen immer ärmer macht? Wie können wir ein 

politisches System akzeptieren, das es den Superreichen erlaubt, Wahlen 

und Politiker zu kaufen? Wie können wir ein Energiesystem akzeptieren, 

von dem die Konzerne profitieren, die die Klimakrise verursachen? Laut 

Bernie Sanders haben wir Grund genug, wütend auf den Kapitalismus zu 

sein. Mehr noch: Unsere Wut ist der erste Schritt in eine neue Zukunft. 

Wir müssen anerkennen, dass wirtschaftliche Rechte Menschenrechte 

sind, und eine Gesellschaft schaffen, die einen angemessenen Lebensstan-

dard für alle bietet. Denn wie schon Franklin D. Roosevelt sagte: »Echte 

individuelle Freiheit kann es ohne wirtschaftliche Absicherung und Un-

abhängigkeit nicht geben.«
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Einleitung

Der Kapitalismus ist das Problem

Je älter man wird, heißt es immer, desto konservativer wird 

man. Bei mir ist es umgekehrt: Je älter ich werde, desto 

wütender werde ich auf das hyperkapitalistische System, in 

dem wir leben, und desto mehr sehne ich mich nach tiefgrei-

fenden Veränderungen in diesem Land.

Manche Leute halten es für »unamerikanisch«, unbequeme 

Fragen darüber zu stellen, wie es um unser Land steht und 

wohin es sich entwickelt. Ich nicht. Meiner Meinung nach 

gibt es nichts Amerikanischeres, als ein System, das uns im 

Stich gelassen hat, zu hinterfragen und die nötigen Verän-

derungen einzufordern, um die Gesellschaft aufzubauen, die 

wir und zukünftige Generationen verdienen.

Die schlichte Wahrheit lautet doch: Das hyperkapitalisti-

sche Wirtschaftssystem, das sich in den Vereinigten Staaten 

in den letzten Jahren etabliert hat, ein Wirtschaftssystem, 

das von unbändiger Gier und Verachtung für alle Regeln des 

Anstands angetrieben wird, ist nicht nur ungerecht. Es ist 

zutiefst unmoralisch.

Dieser Unmoral müssen wir entgegentreten. Mutig, un-

verblümt, entschlossen. Erst dann können wir uns daranma-

chen, das abgekartete Spiel, bei dem die große Mehrheit der 

Amerikaner*innen auf der Verliererseite steht, zu beenden 

und ein System, das Millionen Leben zerstört, von Grund auf 

umzugestalten.
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Dieser Realität die Stirn zu bieten und genügend Leute zu 

mobilisieren, um einen grundlegenden Wandel einzuläuten, 

ist keine leichte Aufgabe. Deshalb habe ich dieses Buch ge-

schrieben. Was wir brauchen, ist nicht nur ein Verständnis 

der einflussreichen Kräfte, die uns derzeit niederhalten, son-

dern – nicht weniger wichtig – eine Vision davon, wo wir 

hinwollen.

Im reichsten Land der Weltgeschichte können wir, davon 

bin ich fest überzeugt, dank des technischen Fortschritts, 

der die Arbeitsproduktivität stark steigern wird, der Spar-

politik ein Ende setzen und den Menschheitstraum eines 

anständigen Lebensstandards für alle wahr werden lassen. 

Wir können in diesem Jahrhundert der Ellbogenwirtschaft 

ein Ende bereiten, in der die allermeisten sich gerade so über 

Wasser halten, während eine Handvoll Milliardär*innen 

über mehr Vermögen verfügt, als sie in eintausend Lebens-

spannen ausgeben könnte.

Amerika gehört den Oligarchen

Um es deutlich zu sagen: Während die Mittelschicht kon-

tinuierlich an Boden verliert, funktioniert unser derzeitiges 

System für diejenigen, die es gekauft haben, ganz hervorra-

gend. Diese Oligarchen verfügen über außerordentlichen 

Reichtum. Und über außerordentliche Macht. Tatsächlich 

ging es den obersten 1 Prozent nie besser. Die Glücklichen, 

die dazugehören, haben überall auf der Welt ihre Villen, ihre 

Privatinseln, ihre teure Kunst, ihre Jachten, ihre Privatjets. 

Einige von ihnen besitzen Raumschiffe, die sie eines Tages 

vielleicht zum Mars bringen. Die Oligarchen sind zufrieden 

damit, wie es im Moment läuft, und sie werden alles in ihrer 

Amerika gehört den Oligarchen 11

Macht Stehende tun, um ihre Besitzstände zu verteidigen 

und den Status quo aufrechtzuerhalten.

Ja, wir leben in einer »Demokratie« – aber sie haben sich 

diese Demokratie einverleibt. Sie geben Milliarden Dollar für 

Wahlkampfspenden an beide großen Parteien aus, und ha-

ben dadurch die Politiker*innen de facto in der Hand. Sie 

geben weitere Milliarden für Lobbyfirmen aus, um Regie-

rungsentscheidungen auf allen politischen Ebenen zu be-

einflussen. Deshalb haben wir in den letzten Jahren ein ums 

andere Mal erlebt, wie die Superreichen von politischen Ent-

scheidungen profitieren – auf Kosten von allen anderen.

Ja, wir haben Redefreiheit und eine »freie Presse«. Doch zu 

einem erheblichen Teil befinden sich die Medien im Besitz 

der Oligarchen. Daher stellen diejenigen, die sie bei Fernseh-

sendern, Radiosendern, Zeitungen und sozialen Medien be-

schäftigen, keine unangenehmen Fragen und bringen selten 

Themen zur Sprache, die die privilegierte Position ihrer Auf-

traggeber untergraben könnten. Deshalb findet trotz der un-

zähligen Fernsehsender, Radiostationen und Websites, die 

ihnen gehören, kaum eine öffentliche Diskussion über die 

Macht der Konzerne statt oder darüber, wie die Oligarchen 

diese Macht nutzen, um auf Kosten hart arbeitender Fami-

lien ihre Interessen durchzusetzen.

Die gute Nachricht ist, dass sich während der unermüdli-

chen Versuche der Oligarchen und der von ihnen kontrol-

lierten Institutionen, den Status quo zu bewahren, allmäh-

lich Risse im System auftun. Millionen Amerikaner*innen 

beginnen die Gesellschaft, in der sie leben, aus einer neuen, 

anderen Perspektive wahrzunehmen. Sie beginnen, mutig 

weiterzudenken. Sie stellen unbequeme Fragen und fordern 

Antworten, die über das Klein-Klein der Tagespolitik und 

der vorherrschenden Ideologie hinausweisen. Viele finden 
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Antworten, indem sie sich gewerkschaftlich organisieren 

und sich an ihrem Arbeitsplatz für mehr Mitsprache sowie 

für bessere Löhne, Lohnzusatzleistungen und Arbeitsbedin-

gungen einsetzen.

Dem wirtschaftlichen und 
politischen Establishment die Stirn bieten

Ich weiß, wovon ich rede, schließlich habe ich zwei der pro-

gressivsten, von einer Basisbewegung getragenen Präsident-

schaftswahlkämpfe der neueren amerikanischen Geschichte 

geführt. Im Jahr 2016 war das politische Establishment scho-

ckiert, als ich bei den Vorwahlen der Demokraten gegen die 

Wunschkandidatin der Parteiführung antrat und in 22 Bun-

desstaaten gewann, unterstützt von mehr als 13 Millionen 

Wählerstimmen. Das war so nicht vorhergesehen worden. 

Es war nicht, was die Superreichen wollten. Es war nicht, 

was die Medienkonzerne wollten. Es war nicht, was die ver-

mögenden Wahlkampfspender*innen und die sogenannten 

Super-PACs wollten, Lobbygruppen, die bei ihren Spenden 

an Kandidierende keinerlei Begrenzung unterliegen. Es war 

nicht, was die sogenannten Superdelegierten wollten, die 

automatisch »gesetzten« hochrangigen Parteivertreter*in-

nen. Und doch passierte genau das.

Vier Jahre später, 2020, errangen wir bei den demokrati-

schen Vorwahlen trotz des großen Kandidatenfeldes in den 

ersten drei Bundesstaaten die meisten Wählerstimmen. Die 

Folge: Das politische Establishment versammelte sich in 

Panik hinter Joe Biden, dem einzigen Kandidaten, der uns 

schlagen konnte. Die anderen Kandidierenden wurden auf-

gefordert, aus dem Rennen auszusteigen.

Dem Establishment die Stirn bieten 13

Das wichtigste Ergebnis dieser Wahlkämpfe war nicht die 

Liste der Bundesstaaten, die wir gewannen, indem wir die 

Gier und Rücksichtslosigkeit der herrschenden Klasse an-

prangerten, und auch nicht die Gesamtzahl der Wähler-

stimmen. Wichtiger war, woher die Stimmen stammten. Sie 

kamen in überwältigender Zahl von jungen Menschen unter 

vierzig – der Zukunft unseres Landes.

In einem Bundesstaat nach dem anderen, wie auch in 

landesweiten Umfragen, sicherten wir uns erdrutschartig 

die Unterstützung junger Amerikaner*innen. Diese Wäh-

ler*innen – Schwarze, Weiße, Latinos, asiatische Amerika-

ner*innen, Indigene – wussten aus eigener Erfahrung, dass 

Amerikas hyperkapitalistisches System nicht in ihrem Sinne 

funktionierte. Weder unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-

ten – hatten sie doch einen niedrigeren Lebensstandard als 

ihre Eltern – noch im Hinblick auf den Umweltschutz – 

wurde doch der Planet infolge des Klimawandels vor ih-

ren Augen immer gefährdeter und instabiler. Und auch 

nicht, was den Kampf gegen strukturellen Rassismus, Sexis-

mus, Homophobie und Fremdenfeindlichkeit betraf. Auf 

unseren Wahlkampfveranstaltungen machten Millionen 

junger Menschen klar: Sie wollten Veränderungen, und zwar 

echte.

Für diese Amerikaner*innen steht fest, dass Vorschläge, 

die nur an der Oberfläche kratzen, den großen Herausforde-

rungen, vor denen wir stehen, nicht gerecht werden. Unter 

ihnen wächst die Erkenntnis, dass es in unserem Land tief-

liegende strukturelle Probleme gibt und dass es nicht genügt, 

lediglich an Symptomen herumzudoktern. Wir müssen zu 

den eigentlichen Ursachen vordringen. Wir müssen die zer-

störerischen Folgen des heutigen Hyperkapitalismus ange-

hen. Wir müssen das System ändern. Umfragen zufolge 
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steht die Mehrheit der Amerikaner*innen dem Kapitalismus 

zwar nach wie vor positiv gegenüber, doch die Zustim-

mungswerte sind in den vergangenen Jahren kontinuierlich 

gesunken – in einer Axios-Umfrage vom Juni 2021 lagen sie 

deutlich unter 60 Prozent. In der Altersgruppe der 18- bis 

34-Jährigen war der Anteil der gegenüber dem Kapitalismus 

negativ Eingestellten innerhalb von lediglich zwei Jahren 

von 38 Prozent auf 49 Prozent gestiegen. In der Genera-

tion Z – den 18- bis 24-Jährigen, die sich in der Ausbildung 

befinden und demnächst ins Arbeitsleben eintreten – gaben 

54 Prozent eine negative Einstellung zu Protokoll.

An diesem Punkt der Geschichte besteht nicht nur die 

Notwendigkeit, für eine demokratischere, gerechtere und 

menschlichere Gesellschaft zu kämpfen. Zugleich stehen 

wir heute vor der Aufgabe, uns mit aller Kraft den reaktionä-

ren und neofaschistischen Kräften in diesem Land entgegen-

zustellen. Sie höhlen die amerikanische Demokratie aus und 

wollen uns auf den Pfad des Autoritarismus und der Gewalt 

führen, indem sie Minderheiten zu Sündenböcken machen 

und versuchen, uns auf der Grundlage unserer Hautfarbe, 

unseres Geschlechts, unserer sexuellen Orientierung oder 

unserer ethnischen Zugehörigkeit zu spalten.

Deshalb habe ich 2020, nachdem ich das Rennen um die 

demokratische Präsidentschaftskandidatur verloren hatte, 

gemeinsam mit der progressiven Bewegung alles in meiner 

Macht Stehende getan, um einen Sieg Trumps zu verhindern 

und Joe Biden den Weg zur Präsidentschaft zu ebnen. Biden 

und ich haben zwar unterschiedliche politische Ansichten, 

aber ich kenne ihn seit vielen Jahren und betrachte ihn als 

Freund und als einen anständigen Menschen.

Im Laufe jenes Wahlkampfs, der während der Coronapan-

demie stattfand, habe ich Dutzende per Livestream übertra-

Dem Establishment die Stirn bieten 15

gene Wahlkampfauftritte für Biden und Harris absolviert, 

die von vielen Hunderttausend Zuschauer*innen verfolgt 

wurden. Gleichzeitig haben wir mit verschiedenen Gras-

wurzelorganisationen zusammengearbeitet, um mehr Men-

schen dazu zu bewegen, sich ins Wählerregister eintragen zu 

lassen, und die Wahlbeteiligung unter jungen Leuten, Ge-

werkschaftsmitgliedern und traditionellen Nichtwähler*in-

nen zu erhöhen. Und es funktionierte: Einer der Gründe für 

den Wahlsieg Joe Bidens und das gute Abschneiden der De-

mokraten war 2020 die rekordhohe Wahlbeteiligung der 

jungen Leute und vormaligen Nichtwähler*innen. Mehr 

oder weniger das Gleiche geschah zur Überraschung von Ex-

pert*innen und Meinungsforscher*innen 2022, als die über-

wältigende Unterstützung junger Wähler*innen den De-

mokraten – entgegen den Prognosen – dazu verhalf, ihre 

Mehrheit im Senat zu verteidigen. Im Repräsentantenhaus 

gelang ihnen das leider nicht, sodass es nun weitgehend un-

möglich geworden ist, die Agenda von Präsident Biden vor-

anzutreiben.

2020, und auch 2022, tat ich mein Bestes, dem amerikani-

schen Volk vor Augen zu führen, dass Trump kein normaler 

Politiker ist und dass es sich um keine normalen Wahlen 

handelte. Der Wahlkampf von 2020 war kein »Wettstreit 

der Ideen«. Es war ein Kampf um die Frage, ob die USA eine 

Demokratie bleiben würden. Immer und immer wieder habe 

ich versucht, darauf hinzuweisen, dass Trump nicht nur ein 

krankhafter Lügner und Despot war, sondern es im Fall einer 

Niederlage auch unwahrscheinlich war, dass er sich an die 

Verfassung halten, seine Niederlage eingestehen und aus 

freien Stücken aus dem Amt scheiden würde. Tragischer-

weise bewiesen der Sturm aufs Kapitol vom 6. Januar 2021 

und spätere Enthüllungen, dass meine Sorgen berechtigt ge-
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wesen waren und dass ein großer Teil der Republikanischen 

Partei in den rechten, antidemokratischen Extremismus ab-

geglitten ist. Noch deutlicher erkennbar wurde das bei den 

Midterms 2022, als in Bundesstaaten im ganzen Land für die 

Republikaner von Trump unterstützte Wahlleugner*innen 

antraten. Und so wird es auch 2024 sein, wenn Trump er-

neut versuchen wird, sich die republikanische Kandidatur 

und die Präsidentschaft zu sichern.

Warum die Leute Trump wählen

Zu den besonders verstörenden Aspekten der Wahl von 

2020 gehört, dass Biden zwar gewonnen, Trump aber 10 Mil-

lionen Stimmen mehr auf sich vereinigt hat als 2016. Beson-

ders gut hat er in weißen, ländlich geprägten, wirtschaftlich 

abgehängten Landesteilen abgeschnitten. Warum? Warum 

haben Menschen aus der Arbeiterschicht, viele von ihnen 

in finanziellen Schwierigkeiten, Trump gewählt? Warum 

konnte er in den abgelegensten Orten vor Zehntausenden 

begeisterter Anhänger*innen Wahlkampfauftritte abhalten?

Manche Expert*innen und Politiker*innen antworten auf 

diese Fragen, die Trump-Wählerschaft bestehe eben aus-

schließlich aus Rassist*innen, Sexist*innen und Homopho-

ben; diese Leute seien absolut »erbärmlich«, da sei nichts zu 

machen. Tut mir leid, aber ich bin anderer Meinung. Und ich 

weiß, wovon ich rede. Ich war in nahezu jedem Bundesstaat 

dieses Landes und habe, im Gegensatz zu den Expert*innen, 

tatsächlich mit Trump-Anhänger*innen gesprochen. Sind 

manche von ihnen Rassist*innen und Sexist*innen, die für 

Trumps engstirnige Politik stimmen? Durchaus. Aber für 

viele gilt das eben nicht.

Warum die Leute Trump wählen 17

Der Grund für den großen Zuspruch aus der Arbeiter-

schicht liegt im Ärger, in der Verzweiflung und in der 

politischen Entfremdung, die viele Amerikaner*innen der 

Arbeiterklasse heute empfinden, sowie darin, dass die De-

mokratische Partei sie zugunsten vermögender Wahlkampf-

spender*innen und der Eliten und Besserverdienenden im 

Stich gelassen hat.

Wir sprechen hier von Amerikaner*innen, die erleben 

mussten, wie die Reallöhne stagnierten und gute Jobs nach 

China und Mexiko verlagert wurden, während die Reichen 

noch reicher wurden. Sie können sich keine Krankenversi-

cherung, keine Kinderbetreuung und keine Studienplätze 

für ihre Kinder leisten und haben große Angst davor, dass 

ihre Rente nicht ausreichen wird. Aufgrund von »Verzweif-

lungskrankheiten«, wie Ärzt*innen es nennen, ist in dieser 

Bevölkerungsgruppe sogar eine sinkende Lebenserwartung 

zu beobachten.

Viele dieser Wähler*innen haben sich ihr Leben lang an 

die Spielregeln gehalten. Sie haben hart, sehr hart gearbeitet 

und sich nach Kräften für ihre Kinder und die Gemeinschaft 

eingesetzt, in der sie leben. Als die Pandemie ihren Höhe-

punkt erreichte, konnten sie nicht zu Hause vom Computer 

aus ihre Arbeit verrichten. Stattdessen haben sie in Kranken-

häusern, Fabriken, Logistikzentren, öffentlichen Verkehrs-

mitteln, Fleischverarbeitungsbetrieben und Supermärkten 

ihr Leben aufs Spiel gesetzt. Sie haben die Wirtschaft am 

Laufen gehalten, und Tausende von ihnen sind in der Folge 

gestorben.

Viele der angeblich rassistischen Trump-Wähler*innen 

haben ihre Stimme Barack Obama, unserem ersten Schwar-

zen Präsidenten, gegeben und damit für »Hoffnung« und 

»Wandel« und »Yes, we can« gestimmt. Und sie haben ihn 
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wiedergewählt. Doch für sie änderte sich nichts zum Bes-

seren.

Nach nahezu fünfzig Jahren Lohnstagnation waren die 

Demokraten an der Macht – aber wir haben die Löhne der Ar-

beiter*innen nicht angehoben. Trotz vieler illegaler Unter-

nehmenspraktiken haben wir es für Arbeitnehmer*innen 

nicht einfacher gemacht, sich einer Gewerkschaft anzu-

schließen. Wir haben die Arbeitsplatzsicherheit nicht ver-

bessert. Wir sind weder gegen die Gier der Konzerne noch 

gegen die schlimme Ungleichheit bei Einkommen und Ver-

mögen vorgegangen. Wir haben keine Krankenversicherung 

für alle eingeführt und die Medikamentenpreise nicht ge-

senkt. Wir haben nichts für eine erschwingliche Kinderbe-

treuung und Hochschulbildung getan. Wir sind nicht gegen 

Obdachlosigkeit und die hohen Wohnkosten vorgegangen. 

Wir haben die Arbeiterschicht nicht dabei unterstützt, abge-

sichert und würdevoll in Rente zu gehen. Wir haben keine 

Reform des korrupten Wahlkampffinanzierungssystems 

durchgesetzt.

Zig Millionen Amerikaner*innen haben heute eine tief-

sitzende Wut auf das politische, wirtschaftliche und mediale 

Establishment. Wenn sie den Blick nach Washington rich-

ten oder sich die großen Medienhäuser anschauen, haben sie 

das Gefühl, es schlage ihnen nur Ablehnung und Verachtung 

entgegen. Sie sehen eine Regierung, die ihre Bedürfnisse 

ignoriert, und Politiker*innen, die gemeinsam mit den Rei-

chen eine Wohltätigkeitsveranstaltung nach der anderen 

abhalten und keine Ahnung davon haben, womit die große 

Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung sich tagtäglich 

herumschlägt.

Das Absurde daran ist, dass Trump – ein Scharlatan, ein 

tragender Pfeiler des Establishments, ein Milliardär und ein 
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arbeiterfeindlicher Geschäftsmann – es geschafft hat, dieses 

politische Vakuum zu füllen und sich diese Wut zunutze zu 

machen. Donald Trump, der »Anwalt der Arbeiterschaft«. Es 

ist zum Heulen!

Das gescheiterte Wiederaufbauprogramm

Die Vereidigung Joe Bidens im Januar 2021 eröffnete den 

Demokraten, dank gleichzeitiger Mehrheit im Repräsentan-

tenhaus und im Senat, die Gelegenheit, endlich etwas für die 

Arbeiterfamilien zu tun. Keinen Augenblick zu früh. In den 

ersten Monaten des Jahres 2021 sah sich unser Land mit einer 

nie dagewesenen Gesundheits- und Wirtschaftskrise kon-

frontiert. Täglich starben Tausende an Covid-19, Millionen 

Menschen verloren ihren Job und waren von Hunger und 

Obdachlosigkeit bedroht, die Krankenhäuser litten unter 

Personalmangel, Schulen mussten schließen.

Es war Zeit, etwas zu tun, Zeit für mutige Maßnahmen. 

Als neu gewählter Vorsitzender des Haushaltsausschusses 

im Senat trieb ich diese Bemühungen voran. Nach intensi-

ver Vorarbeit des Haushaltsausschusses verabschiedete der 

Senat am 6. März 2021 in einer Abstimmung entlang der Par-

teigrenzen mit 50 zu 49 Stimmen den 1,9 Billionen Dollar 

schweren »American Rescue Plan«. Nach einigen Anpassun-

gen passierte er am 10. März das Repräsentantenhaus und 

wurde am 11. März vom Präsidenten mit dessen Unterschrift 

in Kraft gesetzt. Es handelte sich um eines der umfang- und 

folgenreichsten Gesetzespakete der neueren amerikanischen 

Geschichte. Inmitten einer nie dagewesenen Pandemie, ex-

plodierender Arbeitslosigkeit und einer verzweifelten wirt-

schaftlichen Lage gewährte dieses Gesetz die Hilfe, die in 
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Arbeiterfamilien und in Institutionen auf bundesstaatlicher 

und lokaler Ebene so dringend benötigt wurde. Das Geset-

zespaket war außerdem enorm populär. Im März 2021 er-

reichte Präsident Biden mit 59 Prozent den höchsten Zu-

stimmungswert seiner Amtszeit. Die Leute erkannten, dass 

sie endlich eine Regierung hatten, die sich für sie einsetzte.

Vielen von uns war klar, dass der American Rescue Plan 

zwar eine extrem wichtige Notfallmaßnahme darstellte, aber 

nicht ausreichte. Da nun im Weißen Haus, im Senat und im 

Repräsentantenhaus die Demokraten das Sagen hatten, bot 

sich uns die Chance, die langfristigen strukturellen Pro-

bleme der Arbeiterschaft anzugehen. Gemeinsam mit dem 

Weißen Haus und Abgeordneten des Repräsentantenhau-

ses erarbeiteten wir im Haushaltsausschuss eine Reihe von 

Vorschlägen, die unter dem Namen »Build Back Better« 

zusammengefasst wurden. Dieses umfangreiche Gesetzes-

paket hätte für Arbeiterfamilien mehr gebracht als jedes an-

dere Gesetz der letzten achtzig Jahre. Es hätte grundlegende 

Veränderungen bewirkt und erfreute sich großer öffentli-

cher Beliebtheit. Doch tragischerweise kam das Gesetz nie 

zur Abstimmung. Angesichts der Pattsituation im Senat 

brauchten wir für eine Verabschiedung die Stimmen aller 

Demokrat*innen. Aber zwei konservative Demokrat*in-

nen, Joe Manchin aus West Virginia und Kyrsten Sinema aus 

Arizona – beide wurden hauptsächlich von Großkonzernen 

finanziert und vertraten deren Interessen – bekämpften 

unser Vorhaben auf Schritt und Tritt. Wegen ihrer Blockade-

haltung zog sich der Prozess monatelang hin. Das Zeitfens-

ter für echten Wandel begann sich zu schließen. Die Leute 

verloren die Hoffnung. Ein Jahr nach der Verabschiedung 

des American Rescue Plan erlitt die » Build Back Better«-

Vorlage endgültig Schiffbruch, und ein Großteil des politi-
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schen Rückhalts, den Präsident Biden und die Demokraten 

erkämpft hatten, war dahin. Ein Jahr nach Annahme des 

American Rescue Plan war Bidens Zustimmungswert um 

20 Prozent gesunken.

Wirtschaftliche Rechte sind Menschenrechte

Eine der grundsätzlichen und anhaltenden Debatten in der 

Politik dreht sich um die Frage, welche Rolle der Staat in 

unserem Leben spielen soll. Und dazu gehört zweifellos das 

Thema der Menschenrechte. Vereinfacht ausgedrückt: Wenn 

eine Demokratie in der berühmten Definition von Abraham 

Lincoln die »Herrschaft des Volkes, durch das Volk, für das 

Volk« ist – welche Rechte stehen den Bürger*innen dann zu? 

Und wie kann der Staat diese Rechte gewährleisten?

In der langen Geschichte unseres Landes hat sich die Idee 

der Menschenrechte fundamental weiterentwickelt. Wir 

haben die Barbarei der Sklaverei erlebt. Die brutale Unter-

werfung der indigenen Völker Amerikas. Wir haben eine 

»Demokratie« erlebt, in der nur vermögende weiße Männer 

das Wahlrecht besaßen. Frauen wurden jahrhundertelang, 

rechtlich wie gesellschaftlich, als Bürgerinnen zweiter Klasse 

betrachtet; selbst die Kontrolle über ihren eigenen Körper 

wurde ihnen verwehrt. Wir haben Epochen erlebt, die von 

fanatischem Hass auf Menschen, die in unser Land einge-

wandert sind, geprägt waren. Lange Zeit war es gleichge-

schlechtlichen Paaren per Gesetz verboten, ihre Liebe zuein-

ander offen zu zeigen.

Außerdem erleben wir seit den Gründungstagen dieses 

Landes eine grundsätzliche Unterscheidung zwischen poli-

tischen und wirtschaftlichen Rechten. Ja, unsere Verfassung 
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und die Zusatzartikel garantieren uns Wahlrecht, Meinungs-

freiheit, Religionsfreiheit, Versammlungsfreiheit und viele 

weitere wichtige politische Rechte.

Sie garantieren uns aber nicht das Recht auf eine ordent-

liche Arbeitsstelle, Gesundheitsfürsorge, Bildung, Nahrung 

und ein Dach über dem Kopf. Sie gewährleisten nicht das 

Recht auf das Notwendigste, was Menschen für ein anstän-

diges, abgesichertes Leben brauchen. Franklin D. Roosevelt 

hat diesen Widerspruch 1944 in einer weitgehend unbe-

achteten Rede zur Lage der Nation thematisiert: »Diese Re-

publik unternahm ihre ersten Gehversuche, und wuchs zur 

heutigen Stärke heran, unter dem Schutz bestimmter un-

veräußerlicher politischer Rechte – darunter das Recht auf 

freie Meinungsäußerung, eine freie Presse, freie Religions-

ausübung, ein Schwurgerichtsverfahren und den Schutz vor 

unbegründeten Durchsuchungen oder Beschlagnahmun-

gen. Das waren unsere Rechte auf Leben und Freiheit«, so der 

damalige Präsident. »Doch als unsere Nation immer größer 

wurde und an Statur gewann – mit dem Ausbau der Indus-

trie – , erwiesen sich diese politischen Rechte als unzurei-

chend, um Gleichheit und das freie Streben nach Glück zu 

garantieren. Heute können wir die Augen nicht mehr davor 

verschließen, dass es echte individuelle Freiheit ohne wirt-

schaftliche Absicherung und Unabhängigkeit nicht geben 

kann.«

Ich wiederhole: Echte individuelle Freiheit kann es ohne 

wirtschaftliche Absicherung und Unabhängigkeit nicht geben.

Roosevelt hatte völlig recht, als er diese Feststellung vor 

fast achtzig Jahren machte. Und sie ist bis heute gültig. Wirt-

schaftliche Rechte sind Menschenrechte, und wahre indivi-

duelle Freiheit ist ohne diese Rechte nicht möglich.

Es gehört zu den größten Tragödien der amerikanischen 
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Geschichte, dass wir es nicht geschafft haben, Roosevelts Vi-

sion Leben einzuhauchen. Heute leben in diesem »freien« 

Land 60 Prozent der Menschen von der Hand in den Mund – 

und die inflationsbereinigten Reallöhne sind seit fünfzig 

Jahren nicht gestiegen. Ungefähr 85 Millionen Amerika-

ner*innen sind nicht oder nur ungenügend krankenversi-

chert, und sechzigtausend sterben jedes Jahr, weil sie medi-

zinische Behandlungen, die sie dringend benötigen, nicht 

erhalten. Im Vergleich der Industrieländer haben wir eine 

der höchsten Kinderarmutsquoten, wobei People of Color 

überproportional betroffen sind, und unser Kinderbetreu-

ungssystem ist ein einziges Desaster. Hochschulbildung 

wird zunehmend unerschwinglich, und bei den schulischen 

Leistungen hinken wir vielen Ländern hinterher. Millionen 

von Rentner*innen haben nicht genug Geld, um im Winter 

ihre Wohnung zu heizen oder notwendige Medikamente zu 

kaufen.

Und während die Arbeiterfamilien immer weiter ins 

Hintertreffen geraten, hatten es diejenigen an der Spitze der 

Einkommenspyramide noch nie so gut. Die Ungleichheit bei 

Einkommen und Vermögen war noch nie so extrem wie 

heute, da die reichsten drei Milliardäre mehr besitzen als 

die untere Hälfte der Bevölkerung – 165 Millionen Men-

schen. Das oberste Prozent verfügt mittlerweile über mehr 

Vermögen als die unteren 92 Prozent, und die CEOs großer 

Konzerne verdienen vierhundertmal so viel wie ihre Ange-

stellten.

Darüber hinaus gibt es in diesem unfairen Wettbewerb 

mehr Eigentumskonzentration und Preisabsprachen als je 

zuvor. In einer Branche nach der anderen verschaffen sich 

riesige Konzerne eine marktbeherrschende Stellung. Drei 

Wall-Street-Unternehmen – BlackRock, Vanguard und State 
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Street – kontrollieren mehr als 20 Billionen Dollar an Ver-

mögenswerten und halten große Anteile an beinahe jedem 

Großkonzern des Landes, darunter die wichtigsten Unter-

nehmen in den Bereichen Finanzen, Medien, Transport, 

Landwirtschaft und Produktion.

Für ein neues Amerika

Doch dieses Buch möchte mehr anbieten als die Kritik der 

modernen amerikanischen Gesellschaft und des Hyperkapi-

talismus. Es möchte ein Konzept vorstellen für schrittweise 

Veränderungen – in Wirtschaft und Politik. Es ruft zu einer 

politischen Revolution auf, bei der die Arbeiterschaft sich 

zusammentut und für eine Regierung einsetzt, die alle Ame-

rikaner*innen repräsentiert, nicht nur das oberste Prozent. 

Sie macht sich Roosevelts Überzeugung zu eigen, dass die 

Regierung allen US-Bürger*innen wirtschaftliche Rechte 

garantieren muss.

Ja, wir können ein Jobgarantie-Programm auflegen, das den 

Menschen Arbeit zu einem angemessenen Lohn zusichert, 

und so die schwersten Nöte in der Gesellschaft beheben. 

Und wir können Schritte hin zu einer Wirtschaftsdemokra-

tie unternehmen, die Beschäftigten mehr Mitspracherecht 

einräumt, sodass sie mehr sind als kleine Rädchen im Ge-

triebe.

Ja, wir können Millionen Jobs schaffen, indem wir eine 

weltweite Führungsrolle beim Kampf gegen die existenzielle 

Bedrohung durch den Klimawandel einnehmen und unsere 

Energiesysteme umbauen, weg von fossilen Brennstoffen 

und hin zu Energieeffizienz und nachhaltiger Energie. Wir 

können unsere marode Infrastruktur erneuern – Straßen, 
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Brücken, Eisenbahnen, Schulen, Wasserversorgung und 

Breit bandnetz – und unser Land dadurch sicherer und effizi-

enter machen.

Ja, wir können unser dysfunktionales Gesundheitssystem 

durch »Medicare for All« ersetzen, ein staatlich finanziertes 

System, in dem Gesundheitsfürsorge kein Privileg, sondern 

ein Menschenrecht ist.

Ja, wir können lebenslanges Lernen ermöglichen und allen 

Amerikaner*innen jeden Alters kostenlose Bildung zur 

Verfügung stellen, indem wir die besten Bildungssysteme 

der Welt aufbauen, von der Kinderbetreuung bis zur Hoch-

schule.

Ja, wir können der grotesken Ungleichheit bei Einkommen 

und Vermögen ein Ende machen, mithilfe eines progressiven 

Steuersystems, das Reichen und Großunternehmen endlich 

einen fairen Beitrag abverlangt.

Ja, wir können die reproduktiven Rechte schützen und 

sicherstellen, dass Frauen ihre Entscheidungen frei treffen 

können, die sie für ihr Leben und ihren Lebensunterhalt als 

richtig erachten.

Ja, wir können alle Formen von Intoleranz beseitigen 

und auf eine Gesellschaft hinarbeiten, die den wunderbaren 

Worten, die wir als Kinder gelernt haben, wirklich Geltung 

verschafft: Amerika ist ein Land, in dem »Freiheit und Gerech-

tigkeit für alle« gilt.

Ja, wir können eine lebendige, inklusive Demokratie auf-

bauen, die unser korruptes System der Wahlkampffinanzie-

rung aus der Welt schafft und Menschen aus allen Gesell-

schaftsschichten die Partizipation am politischen Prozess 

nicht erschwert, sondern erleichtert.

In seinen letzten Lebensjahren sprach Martin Luther King 

mit zunehmender Leidenschaftlichkeit darüber, dass der 
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Kampf für die Bürgerrechte sich zu einem »Klassenkampf« 

entwickelt habe. In einer Rede vor der Southern Christian 

Leadership Conference in Atlanta sagte der Friedensnobel-

preisträger im Jahr 1967:

Der Kapitalismus vergisst, dass das Leben in einer Ge-

sellschaft stattfindet. Und das Königreich der Brüder-

lichkeit liegt weder in der These des Kommunismus 

noch in der Antithese des Kapitalismus, sondern in 

einer höheren Synthese.

Um zu dieser zu gelangen, so King weiter, »müssen wir uns 

eines Tages die Frage stellen: ›Warum sind 40 Millionen 

Amerikaner arm?‹ Und wenn man sich diese Frage stellt, lan-

det man schnell bei Fragen zum Wirtschaftssystem und zur 

Wohlstandsverteilung. Wenn man sich diese Frage stellt, 

fängt man an, das kapitalistische Wirtschaftssystem zu hin-

terfragen. Ich will damit sagen: Wir müssen endlich anfan-

gen, gesamtgesellschaftliche Fragen zu stellen.«

Darum geht es in diesem Buch.
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Die Kampagne von 2020 und der Kampf  
für grundlegende Reformen

Am 8. April 2020, nach vierzehn Monaten Wahlkampf um 

die Nominierung zum Präsidentschaftskandidaten der De-

mokraten, gab ich bekannt, dass wir unsere Kampagne ein-

stellen. Die zentrale Botschaft meiner Erklärung lautete: 

»Dies ist das Ende eines Wahlkampfs, aber nicht unserer Be-

wegung.«

Angesichts der sich ausweitenden Coronapandemie und 

der damit verbundenen Kontaktbeschränkungen, die Prä-

senzveranstaltungen praktisch unmöglich machten, gab ich 

die Erklärung via Livestream von meinem Schreibtisch aus 

ab. Ich war tief bewegt, dass sich über 7 Millionen Menschen 

zuschalteten. In meinen Ausführungen konzentrierte ich 

mich weniger auf die praktischen Details einer Kampagne, 

die am Ende nicht genügend Delegiertenstimmen auf sich 

vereinigen konnte, als auf unsere historische Leistung.

»Ich kann unmöglich guten Gewissens einen Wahlkampf 

fortsetzen, der keine Aussichten mehr auf Erfolg hat und der 

von den wichtigen Aufgaben ablenkt, vor denen wir in 

dieser schwierigen Stunde stehen«, erklärte ich. »Aber eines 

möchte ich betonen: Wie Sie alle wissen, war dies von An-
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fang an mehr als nur ein Wahlkampf. Wir sind eine genera-

tionsübergreifende, multiethnische Basisbewegung, die da-

ran glaubt, dass echte Veränderungen nie von oben, sondern 

stets von unten kommen.«

Unsere Kampagne war in der neueren amerikanischen Ge-

schichte beispiellos. Auf der Grundlage meiner Kandidatur 

von 2016, die eine politische Revolution gefordert hatte, 

bauten wir eine landesweite Arbeiterbewegung auf. Sie 

setzte sich zum Ziel, die großen Hürden zu überwinden, die 

dem Fortschritt in der Demokratischen Partei und im US-

Politikbetrieb insgesamt im Weg stehen.

Ich trat, wie stets seit meinem ersten Wahlkampf vor 

mehr als fünfzig Jahren, als demokratischer Sozialist an, der 

bereit ist, es mit den Oligarchen, den Plutokrat*innen und 

der Milliardärsklasse aufzunehmen, die unser Wirtschafts-

system zu ihrem Spielball gemacht haben. Doch dieses Mal 

war alles anders. Meine Ideen wurden zwar von der politi-

schen Elite und in den Medien nach wie vor als »radikal« 

gebrandmarkt, doch 2020 konnte ich auf Millionen Unter-

stützer*innen zählen, die für einen grundlegenden Wandel 

kämpfen wollten. Im Laufe unserer Kampagne haben wir 

uns mit der Wall Street und den zentralen Akteuren ange-

legt, die nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die Politik 

unseres Landes kontrollieren. Wir haben es mit der Milliar-

därsklasse und der Wirtschaftselite mit ihren Medien und 

Super-PACs aufgenommen. Wir haben dem politischen 

Establishment in beiden Parteien den Kampf angesagt.

Zum Entsetzen von Expert*innen erzielten wir einen 

Erfolg nach dem anderen. Wir errangen in den ersten drei 

Vorwahlen die meisten Stimmen, und obwohl wir die Kam-

pagne beendeten, als zwei Dutzend Vorwahlen noch be-

vorstanden, sicherten wir uns landesweit fast 10 Millionen 

Not Me, Us 29

Wählerstimmen. In Kalifornien, dem bevölkerungsreichs-

ten Staat, gewannen wir mit einem Vorsprung von über 

450 000 Stimmen. Eine Zeit lang lagen wir an der Spitze 

der landesweiten Umfragen, nicht nur im Rennen um die 

demokratische Präsidentschaftskandidatur, sondern auch 

im direkten Vergleich mit Donald Trump. Und wir bauten 

eine Bewegung auf, deren treibende Kraft junge Menschen 

waren, die im Norden New Hampshires durch den Schnee 

stapften oder sich im Süden von Texas bei über 30 Grad 

schwitzend von Tür zu Tür zu schleppten, um Wähler*in-

nen zu gewinnen.

Wir haben den ambitioniertesten und erfolgreichsten 

progressiven Präsidentschaftswahlkampf seit einhundert 

Jahren auf die Beine gestellt. Unsere Ideen, die noch wenige 

Jahre zuvor als zu extrem und politisch chancenlos abgetan 

worden waren, haben Eingang in den Mainstream der De-

mokratischen Partei gefunden. Erste unserer Unterstüt-

zer*innen und Verbündeten sind zu Kongressabgeordneten 

und Parteivorsitzenden auf Bundesstaatsebene gewählt wor-

den. Wir haben das politische Bewusstsein erweitert und 

Millionen Amerikaner*innen zu einem neuen Verständnis 

davon verholfen, was sie legitimerweise von ihrer Regierung 

erwarten dürfen.

Und langfristig das Wichtigste: Junge Menschen haben 

sich in nie dagewesener Zahl in den politischen Prozess ein-

gebracht. Es hat sich gezeigt, dass unsere Ideen und un sere 

Bewegung die Zukunft der Demokratischen Partei darstel-

len. Während eine Umfrage nach der anderen zu dem Er-

gebnis kam, dass wir bei älteren Wähler*innen schlechter 

abschnitten als erhofft, zeigten dieselben Umfragen, dass 

wir bei den jungen Wähler*innen weit vorne lagen – mit 

überwältigender Unterstützung von Schwarzen, Latinos, 



28 Not Me, Us

fang an mehr als nur ein Wahlkampf. Wir sind eine genera-

tionsübergreifende, multiethnische Basisbewegung, die da-

ran glaubt, dass echte Veränderungen nie von oben, sondern 

stets von unten kommen.«

Unsere Kampagne war in der neueren amerikanischen Ge-

schichte beispiellos. Auf der Grundlage meiner Kandidatur 

von 2016, die eine politische Revolution gefordert hatte, 

bauten wir eine landesweite Arbeiterbewegung auf. Sie 

setzte sich zum Ziel, die großen Hürden zu überwinden, die 

dem Fortschritt in der Demokratischen Partei und im US-

Politikbetrieb insgesamt im Weg stehen.

Ich trat, wie stets seit meinem ersten Wahlkampf vor 

mehr als fünfzig Jahren, als demokratischer Sozialist an, der 

bereit ist, es mit den Oligarchen, den Plutokrat*innen und 

der Milliardärsklasse aufzunehmen, die unser Wirtschafts-

system zu ihrem Spielball gemacht haben. Doch dieses Mal 

war alles anders. Meine Ideen wurden zwar von der politi-

schen Elite und in den Medien nach wie vor als »radikal« 

gebrandmarkt, doch 2020 konnte ich auf Millionen Unter-

stützer*innen zählen, die für einen grundlegenden Wandel 

kämpfen wollten. Im Laufe unserer Kampagne haben wir 

uns mit der Wall Street und den zentralen Akteuren ange-

legt, die nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die Politik 

unseres Landes kontrollieren. Wir haben es mit der Milliar-

därsklasse und der Wirtschaftselite mit ihren Medien und 

Super-PACs aufgenommen. Wir haben dem politischen 

Establishment in beiden Parteien den Kampf angesagt.

Zum Entsetzen von Expert*innen erzielten wir einen 

Erfolg nach dem anderen. Wir errangen in den ersten drei 

Vorwahlen die meisten Stimmen, und obwohl wir die Kam-

pagne beendeten, als zwei Dutzend Vorwahlen noch be-

vorstanden, sicherten wir uns landesweit fast 10 Millionen 

Not Me, Us 29

Wählerstimmen. In Kalifornien, dem bevölkerungsreichs-

ten Staat, gewannen wir mit einem Vorsprung von über 

450 000 Stimmen. Eine Zeit lang lagen wir an der Spitze 

der landesweiten Umfragen, nicht nur im Rennen um die 

demokratische Präsidentschaftskandidatur, sondern auch 

im direkten Vergleich mit Donald Trump. Und wir bauten 

eine Bewegung auf, deren treibende Kraft junge Menschen 

waren, die im Norden New Hampshires durch den Schnee 

stapften oder sich im Süden von Texas bei über 30 Grad 

schwitzend von Tür zu Tür zu schleppten, um Wähler*in-

nen zu gewinnen.

Wir haben den ambitioniertesten und erfolgreichsten 

progressiven Präsidentschaftswahlkampf seit einhundert 

Jahren auf die Beine gestellt. Unsere Ideen, die noch wenige 

Jahre zuvor als zu extrem und politisch chancenlos abgetan 

worden waren, haben Eingang in den Mainstream der De-

mokratischen Partei gefunden. Erste unserer Unterstüt-

zer*innen und Verbündeten sind zu Kongressabgeordneten 

und Parteivorsitzenden auf Bundesstaatsebene gewählt wor-

den. Wir haben das politische Bewusstsein erweitert und 

Millionen Amerikaner*innen zu einem neuen Verständnis 

davon verholfen, was sie legitimerweise von ihrer Regierung 

erwarten dürfen.

Und langfristig das Wichtigste: Junge Menschen haben 

sich in nie dagewesener Zahl in den politischen Prozess ein-

gebracht. Es hat sich gezeigt, dass unsere Ideen und un sere 

Bewegung die Zukunft der Demokratischen Partei darstel-

len. Während eine Umfrage nach der anderen zu dem Er-

gebnis kam, dass wir bei älteren Wähler*innen schlechter 

abschnitten als erhofft, zeigten dieselben Umfragen, dass 

wir bei den jungen Wähler*innen weit vorne lagen – mit 

überwältigender Unterstützung von Schwarzen, Latinos, 



30 Not Me, Us

asiatischen Amerikaner*innen, Indigenen und weißen Wäh-

ler*innen unter vierzig. Das Bemerkenswerteste war, dass 

diese jungen Leute uns nicht nur ihre Stimmen gaben; sie 

waren das Fundament unserer Graswurzelbewegung. Sie 

waren es, die Flyer verteilten, Anrufe machten, Textnach-

richten verschickten, Kleinspenden einwarben und sich auf 

unterschiedlichste Weise ehrenamtlich engagierten.

Eine Revolution in der Wahlkampffinanzierung

Unsere Kampagne zog eine neue Wählergeneration an, weil 

wir die Herangehensweise an einen Präsidentschaftswahl-

kampf revolutionierten.

Da praktisch alle Wahlkämpfe von Super-PACs und 

Superreichen finanziert werden, suchten wir neue Wege, 

um genug Geld für eine landesweite Kampagne aufzutrei-

ben. Wir führten keine einzige Wohltätigkeitsveranstaltung 

in einer Milliardärsvilla durch. Wir nahmen kein Geld von 

intransparenten Super-PACs. Unser Wahlkampf wurde von 

der Arbeiterklasse am Laufen gehalten – von Lehrkräften, 

Postangestellten, Amazon-Lagerarbei ter*innen, Pflegekräf-

ten, Kleinunternehmer*innen, Landwirt*innen und Vete-

ran*innen. Mehr als zwei Millionen von ihnen bedachten 

uns mit durchschnittlich 18,50 Dollar, sodass wir auf eine 

Gesamtsumme von 10 Millionen Einzelspenden kamen. 

Kein Wahlkampf der US- Geschichte hat jemals eine ver-

gleichbare Unterstützung erhalten. Wir haben für die Wahl-

kampffinanzierung einen völlig neuen Ansatz entwickelt, 

der auf Großspenden verzichtet und die Kontrolle in die 

Hände der Bevölkerung legt.

Unsere Kampagne so zu führen, war eine ganz bewusste 
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Entscheidung. Wenn wir Menschen erreichen wollten, die 

der Politik aus nachvollziehbaren Gründen nur noch mit 

Zynismus begegneten, mussten wir die Praktiken beenden, 

die das Vertrauen von Millionen von Amerikaner*innen in 

beide großen Parteien zerstört hatten. Wir redeten nicht 

nur davon, uns »vom Einfluss und vom Geld der Großunter-

nehmen zu befreien« – wenngleich ich das bisher bei jeder 

Gelegenheit getan hatte – , wir handelten auch entsprechend. 

Die schlichte Wahrheit lautet – wie ich bei jedem Auftritt 

wiederholte – , dass kein*e gewählte*r Mandatsträger*in die 

Arbeiterschaft repräsentieren und die Lobbyist* innen in 

die Schranken weisen wird, wenn er in der Schuld der Super-

reichen steht. Man kann nicht Wahlkampfspenden von der 

Pharmaindustrie annehmen und dann gegen die unver-

schämt hohen Arzneimittelpreise vorgehen. Man kann sich 

nicht den Wahlkampf von der Erdöl-, Erdgas- und Kohle-

lobby bezahlen lassen und anschließend Maßnahmen gegen 

den Klimawandel ergreifen. Man kann nicht Großspenden 

von CEOs einstecken, die ihr Vermögen mit gewerkschafts-

freien Firmen gemacht haben, und hinterher arbeitnehmer-

freundliche Reformen des Arbeitsrechts beschließen. Man 

kann nicht Wohltätigkeitsveranstaltungen mit Milliardär*-

innen abhalten und dann bei der Ausarbeitung eines fairen, 

progressiven Steuersystems mitwirken.

Dieses Land braucht eine grundlegende Reform der Wahl-

kampffinanzierung. Das verheerende Urteil des Supreme 

Court, infolge dessen Wahlkampfspenden von Unterneh-

men praktisch keinerlei Beschränkungen mehr unterliegen, 

muss gekippt und die staatliche Finanzierung von Wahl-

kämpfen eingeführt werden. Aber damit wir überhaupt an 

den Punkt gelangen, diese Reformen beschließen zu kön-

nen, müssen sich die Kandidierenden aus dem Würgegriff 
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der Superreichen befreien. Und das geht, wie mir vor langer 

Zeit bewusst geworden ist, nur über das Einwerben von 

Spenden aus der Arbeiterklasse. Unsere Kampagne erbrachte 

den Beweis, dass dies sogar bei den Vorwahlen möglich ist.

Am Anfang sagte man uns, unser Ansatz sei nicht prakti-

kabel und werde niemals funktionieren. Ich wusste, dass das 

nicht stimmte. Also schrieb ich in den sozialen Medien: »Ich 

habe eine verrückte Idee: Ich möchte, dass Sie alle mithelfen, 

mit unserer Wahlkampagne ein Level an Unterstützung zu 

erreichen, das das politische Establishment und die Finanz-

welt aufhorchen lassen wird.« Menschen aus dem ganzen 

Land folgten meinem Aufruf, und Veteran*innen des Poli-

tikbetriebs waren in der Tat erstaunt, als unserer Kampagne 

innerhalb eines einzigen Monats – Februar 2020 – 2,2 Mil-

lionen Einzelspenden in einer Gesamthöhe von 45 Millio-

nen Dollar zuflossen. Der Guardian schrieb, wir hätten 

»den Goldstandard für das Einwerben von Kleinspenden ge-

setzt«.

Ich war ungemein stolz auf unseren Erfolg. Noch stolzer 

machte mich aber, wie viele Nachahmer*innen unser Gras-

wurzelansatz fand. Eine neue Generation von Kandidat*in-

nen lehnte für ihre Kampagnen, insbesondere für das Re-

präsentantenhaus, Großspenden konsequent ab und setzte 

ausschließlich auf Kleinspenden – um sicherzustellen, dass 

sie sich niemals dem Druck einer Lobby würden beugen 

müssen.
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Die politische Macht der sozialen Medien nutzen

Es war jedoch nicht nur unsere Art, Spenden einzuwerben, 

die den Präsidentschaftswahlkampf revolutionierte, sondern 

auch unser neuer Social-Media-Ansatz.

Für uns war es wichtig, unsere Ideen, die für viele neu 

und ungewöhnlich waren, möglichst weit zu verbreiten. Un-

ermüdlich arbeiteten unsere Mitarbeiter*innen an innovati-

ven Social-Media- und Livestream-Plattformen, die Zehn-

tausende Amerikaner*innen direkt erreichen konnten. Und 

zwar, ohne dass wir auf die Medienkonzerne angewiesen 

waren, die unseren Wahlkampf von Anfang an wenig wohl-

wollend und mit der Zeit geradezu feindselig kommentier-

ten. Natürlich gab ich Zeitungen und Radiosendern des 

Mainstreams Interviews und war in jeder Sunday-Morning- 

und Late-Night-Show im Fernsehen zu Gast. Aber die So-

cial-Media-Plattformen gaben mir Gelegenheit, das Korsett 

der 12-Sekunden-Wortbeiträge zu sprengen und mich mit 

meinen Landsleuten ausführlich über die Themen auszutau-

schen, die sie bewegten.

Unsere Kampagne hatte von Beginn an mehr Interaktio-

nen auf Facebook und Instagram als die aller anderen Kandi-

dat*innen. Eine Newsweek-Schlagzeile vom April 2019 ver-

kündete: »Bernie Sanders ist in den sozialen Medien der 

populärste demokratische Bewerber für 2020.« Zwar gab es 

noch einiges zu tun, wenn wir mit Trump gleichziehen woll-

ten, aber wir waren ohne Zweifel auf dem besten Weg dort-

hin. Im Februar 2020 hatte ich 11,5 Millionen Follower*in-

nen auf Twitter und mehr als 5 Millionen auf Facebook.

Während des Wahlkampfs war es nichts Ungewöhnli-

ches, dass eine zweistündige Kundgebung in Iowa, New 


